
Betreuungsgeld  ist  weg  –
Bergkamen  braucht  neue
Kindergartenplätze
Bis vor einem Jahr war die „Kindergartenwelt“ in Bergkamen
noch  in  Ordnung.  Alle  Prognosen  besagten,  dass  die
Geburtenzahlen  sinken  und  deshalb  auch  weniger
Kindergartenplätze benötigt werden. Dies hat sich inzwischen
völlig geändert. Das Bergkamener Jugendamt denkt wieder über
die Schaffung neuer Kindergartengruppen nach. Grund sind nicht
nur die kleinen Kinder, die mit ihren Eltern aus den Kriegs-
und Elendsgebieten geflohen sind. Neu planen ist auch wegen
eines Urteils des Bundesverfassungsgericht angesagt, das im
Juli das Betreuungsgeld von 150 Euro pro Monat gekippt hat.

Die  bestehenden
Kindertageseinrichtungen
wie die AWO-Kita Springmaus
können  den  zusätzlichen
Bedarf an Betreuungsplätzen
nicht decken.

Gezahlt wurde das Geld, wenn die Eltern ihre Kinder im alter
von 15 bis 36 Monaten zu Hause behalten und nicht in eine Kita
schicken.  Die  spöttische  Bezeichnung  „Herdprämie“  mag
Beigeordnete  Christine  Busch  gar  nicht  gerne  hören.  Viele
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Bergkamener berufstätige Eltern nahmen dieses Geld, um damit
eine Betreuung ihrer Kinder zu finanzieren, die, weil sie etwa
in den sogenannten Randzeiten früh morgens und abends benötigt
werden, durch Kitas zurzeit nicht leistbar sind, erklärte sie
am Mittwoch im Bergkamener Sozialausschuss.

Für 171 Kinder aus Bergkamen sind beim Kreis Unna Anträge auf
das Betreuungsgeld gestellt und bewilligt worden. Zwar wird
das Geld noch weiter gezahlt. Doch in diesem Jahr ist wegen
des Richterspruchs nur ein neuer Antrag hinzugekommen. Das
Jugendamt  ist  jetzt  dabei,  den  Bedarf  an  zusätzlichen
Kindergartenplätzen  zu  ermitteln.  Fest  steht  für  Christine
Busch, dass dieser zusätzliche Bedarf nicht in den bestehenden
Kitas und Familienzentren gedeckt werden kann. Das Jugendamt
muss also auch über die Schaffung zusätzlicher Raumkapazitäten
nachdenken.


